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Im Berichtsjahr wurden die Bemühungen um die Sa-
nierung des Staatshaushaltes weiter verstärkt und viele 
Massnahmen wurden dem Landtag zum Beschluss vorge-
legt oder durch die Regierung in ihrem Kompetenzbereich 
selbst umgesetzt. Die Entwicklung der Landesrechnung so-
wie der Finanzplanung zeigte deutlich auf, dass die Bemü-
hungen nochmals intensiviert werden müssen.

Ebenso stand das Berichtsjahr im Zeichen der weiteren 
Umsetzung der Liechtenstein-Erklärung, was in der Folge 
in Abschlüssen bzw. der Weiterentwicklung von Doppel-
besteuerungsabkommen bzw. Abkommen betreffend den 
Austausch von Steuerinformationen mit verschiedenen 
Staaten resultierte. Zudem kämpfte Liechtenstein weiter-
hin mit den Folgen der Veränderungen auf dem Finanz-
platz sowie der internationalen Finanzkrise. Dies hatte zur 
Folge, dass der Staatshaushalt noch immer stark unter 
Druck stand und deshalb das bereits im Jahr 2009 gestar-
tete Sanierungsprojekt ausgewogen2015 von der Regie-
rung verstärkt vorangetrieben wurde.

Transparenz und Informationsaustausch in 
Steuerfragen

Transformation und Neuausrichtung des Finanz-
platzes Liechtenstein – Internationale Zusammenar-
beit
Auch im Berichtsjahr arbeitete die Regierung intensiv an 
den Rahmenbedingungen für die Neuausrichtung und 
Transformation des Finanzplatzes Liechtenstein. Da-
für wurden Verhandlungen betreffend Doppelbesteue-
rungsabkommen und Steuerinformationsaustauschab-
kommen weitergeführt und intensiviert. Als besonderer 
Erfolg darf dabei die Unterzeichnung des Doppelbesteu-
erungsabkommens mit Deutschland bezeichnet werden. 
Aber auch weitere Abkommen mit anderen Staaten ha-
ben dazu beigetragen, Liechtenstein in der internationa-
len Steuerlandschaft zu verankern.

Neben dem Aufbau eines internationalen Abkom-
mensnetzwerkes verbesserte die Regierung auch die 
Rahmenbedingungen im Inland, um der Wirtschaft neue 
Geschäftsmöglichkeiten zu eröffnen. Ein Beispiel hierfür 
ist die Verabschiedung des UCITSG durch den Landtag. 
Dieses neue Gesetz ermöglicht es der Fondsbranche in 
Liechtenstein, gestützt auf einer der modernsten Rege-
lungen in Europa, Produkte zu entwickeln und europa-
weit zu vertreiben.

Zusammenarbeit mit Verbänden
Die enge Zusammenarbeit mit den Verbänden wurde 
auf strategischer Ebene vor allem im Rahmen der Prä-
sidentenrunde und auf Expertenebene in verschiedenen 
Arbeitsgruppen (z.B. Arbeitsgruppe DBA) weitergeführt.

Zudem hat die Regierung eine Arbeitsgruppe aus Ex-
perten der Verwaltung und der Verbände einberufen, 
welche sich jeweils frühzeitig mit anstehenden Regulie-
rungsvorhaben seitens der EU befasst und zu Handen 
der Regierung einen Bericht verfasst, in dem die mög-
lichen Chancen und Risiken der anstehenden Regulie-
rungsvorhaben aufgeführt werden. Dadurch soll erreicht 
werden, dass der Einbezug der Verbände zu einem sehr 
frühen Stadium greift und deshalb der Regulierungspro-
zess effizienter wird.

Geldwäschereibekämpfung
Im Bereich der Geldwäschereibekämpfung wurden ins-
besondere die Vorbereitungsarbeiten für die nächste 
Evaluation, durchgeführt durch Experten des IWF, in-
tensiviert. Diese Evaluation ist für das Jahr 2012 geplant.

Staatshaushalt

Auch im Berichtsjahr war die Sanierung des Staatshaus-
haltes eines der wichtigsten Projekte der Regierung. Die 
Regierung hat, gestützt auf Empfehlungen der einzelnen 
Ressorts und der Gesamtprojektleitung, viele Massnah-
men beschlossen und ausgearbeitet, welche zur Zieler-
reichung beigetragen haben. Auch der Landtag befasste 
sich mit diversen Massnahmen, so zum Beispiel im Be-
richt und Antrag Nr. 11/2011 mit der Neuregelung der 
Höhe des Finanzausgleichs der Gemeinden. Neben die-
sen diversen Massnahmen informierte die Regierung 
den Landtag im Rahmen des Berichtes und Antrages Nr. 
115/2011 zur Finanzplanung 2012-2015 über den aktu-
ellen Stand des Sanierungsprojektes.

Auslandsreisen

Im Berichtsjahr absolvierte der Regierungschef folgende 
Auslandsreisen:
– 28. bis 30 März 2011: Arbeitsbesuch in Tschechien
– 22. Mai 2011: Europaforum in Stift Göttweig
– 28. August 2011: Teilnahme am Europäischen Forum 

Alpbach, Österreich
– 31. August bis 2. September 2011: Arbeitsbesuch in 

Südtirol, Italien
– 28. bis 30. September 2011: Arbeitsbesuch in Hamburg 

und Schleswig Holstein, Deutschland
– 8. November 2011: Teilnahme am Joint ECOFIN in 

Brüssel, Belgien
– 10. bis 11. November 2011: Teilnahme an den Feier-

lichkeiten «200 Jahre AGBG» in Wien, Österreich
– 16. bis 18. November 2011: Teilnahme (Panel) am 

Führungstreffen der Süddeutschen Zeitung in Berlin, 
Deutschland
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Gesetzgebung

Folgende Berichte und Anträge (BuA) wurden seitens 
des Ressorts Finanzen dem Landtag zur Entscheidung 
vorgelegt:
– 4/2011: Bericht und Antrag betreffend die Abänderung 

des Bankengesetzes, des Zahlungsdienstegesetzes, 
des E-Geld-Gesetzes und des Marktmissbrauchsge-
setzes

– 6/2011: Stellungnahme zu den anlässlich der ersten 
Lesung betreffend das Gesetz über die E-Geldinstitute 
(E-Geldgesetz), die Abänderung des Sorgfaltspflicht-
gesetzes, des Bankengesetzes, des Gesetzes über die 
Vermittlerämter, des Gesetzes über die Finanzmarkt-
aufsicht, des Zahlungsdienstegesetzes sowie des Ge-
werbegesetzes aufgeworfenen Fragen

– 11/2011: Bericht und Antrag betreffend die Festlegung 
des Mindestfinanzbedarfs für die Jahre 2012 - 2015 so-
wie die Anpassung des Finanzzuweisungssystems im 
Rahmen der Sanierung des Landeshaushalts

– 12/2011: Bericht und Antrag betreffend die Abände-
rung des Steuergesetzes

– 26/2011: Bericht und Antrag betreffend die Schaffung 
eines Gesetzes über bestimmte Organismen für ge-
meinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG) und die 
Abänderung weiterer Gesetze

– 30/2011: Stellungnahme der Regierung zu den anläss-
lich der ersten Lesung betreffend die Festlegung des 
Mindestfinanzbedarfs für die Jahre 2012 - 2015 sowie 
die Anpassung des Finanzzuweisungssystems im Rah-
men der Sanierung des Landeshaushalts aufgewor-
fenen Fragen

– 32/2011: Stellungnahme der Regierung an den Land-
tag zu den anlässlich der ersten Lesung betreffend die 
Abänderung des Bankengesetzes, des Zahlungsdien-
stegesetzes, des E-Geldgesetzes und des Marktmiss-
brauchsgesetzes aufgeworfenen Fragen

– 36/2011: Interpellationsbeantwortung betreffend den 
Beitritt Liechtensteins zum internationalen Währungs-
fonds und zur Weltbankgruppe

– 52/2011: Geschäftsbericht 2010 (Jahresbericht und 
Jahresrechnung) der Finanzmarktaufsicht (FMA) 
Liechtenstein

– 53/2011: Geschäftsbericht 2010 der Liechtenstei-
nischen Landesbank AG

– 58/2011: Stellungnahme zu den anlässlich der ersten 
Lesung betreffend die Schaffung eines Gesetzes über 
bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in 
Wertpapieren (UCITSG) und die Abänderung weiterer 
Gesetze aufgeworfenen Fragen

– 68/2011: Bericht und Antrag betreffend die Genehmi-
gung der Landesrechnung für das Jahr 2010

– 115/2011: Bericht und Antrag zur Finanzplanung 2012-
2015

– 116/2011: Bericht und Antrag zum Landesvoranschlag 
und zum Finanzgesetz für das Jahr 2012

– 123/2011: Bericht und Antrag betreffend die Abände-
rung des Steuergesetzes

– 130/2011: Bericht und Antrag betreffend das Abkom-
men vom 21. Juni 2011 über die Zusammenarbeit und 
den Informationsaustausch in Steuersachen zwischen 
der Regierung des Fürstentums Liechtenstein und der 
Regierung von Australien

– 131/2011: Bericht und Antrag betreffend die Abkom-
men vom 17. Dezember 2010 über die Zusammenar-
beit und den Informationsaustausch in Steuersachen 
zwischen der Regierung des Fürstentums Liechten-
stein und den sieben Nordischen Staaten/Jurisdikti-
onen (Norwegen, Schweden, Finnland, Dänemark, Is-
land, Färöer-Inseln und Grönland)

AMTSSTELLEN

Steuerverwaltung

Amtsleiter: Marco Felder

Das Aufgabengebiet der Steuerverwaltung umfasst insbe-
sondere den Vollzug des Steuergesetzes sowie des Mehr-
wertsteuergesetzes. Ausserdem ist die Steuerverwaltung 
die für die internationale Amtshilfe zuständige Behörde 
gemäss den Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) oder 
Steuerinformationsaustauschabkommen (TIEA). Im Be-
richtsjahr wies die Steuerverwaltung einen Personalbestand 
von 53 Personen auf. Zu den ertragsmässig gewichtigsten 
Steuerarten zählten im Berichtsjahr die Mehrwertsteuer, 
die Kapital- und Ertragssteuer sowie die Vermögens- und 
Erwerbssteuer.

Abteilung Natürliche Personen

Die Abteilung Natürliche Personen führt in Zusammenar-
beit mit den Gemeindesteuerkassen die Veranlagungen 
der natürlichen Personen betreffend die Entrichtung der 
Vermögens- und Erwerbssteuern durch. Im Berichtsjahr 
erfolgten insgesamt 28'557 (Vorjahr 27'801) Veranla-
gungen mit einem Steuerergebnis von CHF 161.3 Mio. 
(Vorjahr CHF 155.1 Mio.). Gegenüber dem Vorjahr nahm 
die Anzahl der Veranlagungen um 2.72% zu und das 
Steuerergebnis erhöhte sich um 3.97 %. Die grosse Zahl 
der jährlich durchzuführenden Veranlagungen erfordert 
eine enge und effiziente Zusammenarbeit zwischen der 
Steuerverwaltung und den Gemeindesteuerkassen. Im 
Berichtsjahr wurde eine gemeinsame Sitzung sowie zwei 
Workshops zum neuen Steuergesetz mit allen Gemeinde-
steuerkassen durchgeführt.

Von der befristeten Selbstanzeige machten rund 700 
Steuerpflichtige Gebrauch. Aus den im Berichtsjahr abge-
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rechneten Selbstanzeigen resultieren bei der Vermögens- 
und Erwerbssteuer Einnahmen in der Höhe von rund CHF 
10.2 Mio. (Land: CHF 3.9 Mio., Gemeinden: CHF 6.3 Mio.).

Das grösste Sonderprojekt war und ist bis auf wei-
teres das neue Steuergesetz, welches seit 1. Januar 2011 
in Kraft ist. Sämtliche Prozessabläufe, Dokumentationen 
und IT-Applikationen müssen analysiert und grössten-
teils neu organisiert bzw. erstellt werden.

Abteilung Juristische Personen

Die Hauptaufgabe der Abteilung Juristische Personen 
besteht in der Ver anlagung und Erhebung der Kapital- 
und Ertragssteuer von Gesellschaften, welche in Liech-
tenstein ein nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe 
betreiben.

Die Gesamtein nahmen aus der Kapital- und Ertrags-
steuer beliefen sich auf CHF 167.1 Mio. (Vorjahr CHF 
179.2 Mio.). Im Berichtsjahr wurden 3'353 (Vorjahr rund 
3'970) Veranlagungen betreffend die Entrichtung von 
Ka pital- und Ertragssteuern vorgenommen. Die Reduk-
tion der Anzahl der Veranlagungen ist auf die Umteilung 
von personellen  Ressourcen auf das Projekt zur Anpas-
sung des EDV-Systems INES an das neue Steuergesetz 
zurückzuführen.

Abteilung Mehrwertsteuer

Die Abteilung Mehrwertsteuer ist zuständig für die Er-
hebung und den Bezug der Mehrwertsteuer. Aufgrund 
der bestehenden staatsver traglichen Vereinbarungen 
mit der Schweiz bezüglich der einheitlichen Umsetzung 
der Vorschriften im Be reich der Mehrwertsteuer besteht 
eine Zusammenarbeit mit der Eidg. Steuer verwaltung 
sowie der Eidg. Zollverwaltung.

Mit Wirkung ab 1. Januar 2011 wurden die Steuer-
sätze angehoben – der Normalsatz von 7.6% auf 8%, der 
reduzierte Satz von 2.4% auf 2.5% und der Sondersatz 
für Beherbergungsleistungen von 3.6% auf 3.8%.

Per Ende des Berichtsjahres waren 3'636 (Vorjahr 
3'583) Mehrwertsteuerpflichtige registriert; gegenüber 
den im Vorjahr registrierten Steuerpflichtigen ergaben 
sich 302 Neueintragungen und 249 Löschungen. Die in 
der Landesrechnung ausgewiesenen Mehrwertsteuer-
einnahmen beliefen sich auf CHF 205.8 Mio. (Vorjahr 
227.4 Mio.; d.h. Mindereinnahmen von 9.5%). Dieser 
Betrag setzt sich zusammen aus Einnahmen aus dem di-
rekt zugewiesenen Anteil (separierte Branchengruppe) 
in Höhe von CHF 80.4 Mio. (Vorjahr  CHF 77.1 Mio) so-
wie aus Einnahmen aus dem gemeinsamen Mehrwert-
steuerpool in der Höhe von CHF 125.4 Mio. (Vorjahr CHF 
150.0 Mio). Der liechten steinische Anteil am gemein-
samen Mehr wertsteuerpool belief sich im Berichtsjahr 
auf rund 0.69 % (Vorjahr 0.91%).

Zu erwähnen ist, dass bei den ausgewiesenen Ein-
nahmen aus dem gemeinsamen Mehrwertsteuerpool in 
Höhe von CHF 125.4 Mio. der Betrag von CHF 5.1 Mio. 

auf einen Sondereffekt aus dem Vorjahr zurückzuführen 
ist.

Abteilung Spezialsteuern

Zu den Spezialsteuern zählen die Grundstücksgewinn-, 
die Nachlass-, Erbanfalls - sowie die Schenkungssteuer. 
Im Bereich der Grundstücksgewinnsteuer bearbeitete 
die Abteilung Spezialsteuern im Berichtsjahr insgesamt 
1'116 (Vorjahr 1'109) grundbücherliche Grundstücksü-
bertragungen, wobei bei 465 (Vorjahr 626) Grundstücks-
übertragungen Grundstücksgewinnsteuern zu entrichten 
waren. Aus einem steuerbaren Grundstücksgewinn von 
insgesamt CHF 107.7 Mio. (Vorjahr CHF 88.5 Mio.) re-
sultierten dabei Steuereinnahmen von CHF 17.6 Mio. 
(Vorjahr CHF 13.0 Mio.), welche zu zwei Drit teln den 
Gemeinden und zu einem Drittel dem Land zufliessen. 
Erhoben wird die Grund stücksgewinnsteuer von den 
Grundstücksverkäufern, wobei die Steuer für jedes ver-
kaufte Grundstück bzw. Stockwerkeigentum gesondert 
in Rechnung gestellt wird.

Das neue Steuergesetz sieht keine Nachlass-, Erb-
anfall- und Schenkungssteuer mehr vor. Bei den im Be-
richtsjahr bearbeiteten Fällen handelt es sich um solche, 
welche sich im Vorjahr ereignet haben, jedoch im Be-
richtsjahr zur Anzeige bzw. zur Bearbeitung gelangten. 
Im Bereich der Nachlass- und Erbschaftssteuern erga-
ben sich Steuerein nahmen von CHF 1.4 Mio. (Vorjahr 
CHF 22.9 Mio.) aus einem steuerbaren Gesamtnachlass 
von CHF 22.3 Mio. (Vorjahr CHF 716.9 Mio.). Aus Schen-
kungssteuern resultierte ein Betrag von CHF 0.9 Mio. 
(Vorjahr CHF 2.5 Mio.); Steuerbasis dieser Schenkungs-
steuern war eine steuerbare Schenkungssumme von ins-
gesamt CHF 141.3 Mio. (Vorjahr CHF 112.6 Mio.).

Abteilung Steuerbezug und Register

Die Abteilung Steuerbezug und Register ist insbeson-
dere zuständig für die Veranlagung der Besonderen Ge-
sellschaftssteuern sowie den Bezug der Kapital- und Er-
tragssteuer, der Couponsteuer, der Lohnsteuerabzüge, 
der Quellensteuer und der Rentner steuer sowie für eine 
Reihe weiterer administrativer Aufgaben.

Aus den Lohnsteuerabzügen und den Quellensteuern 
der österreichischen Grenzgänger/-innen resul tierten 
im Berichtsjahr Einnahmen von CHF 114.2 Mio. (Vor-
jahr CHF 115.2 Mio.). Die Lohnsteuerabzüge werden 
vom jeweiligen Arbeitgeber vorgenommen, welcher ge-
mäss Steuergesetz verpflichtet ist, einen bestimmten An-
teil des an seine Arbeitnehmer/-innen auszubezahlenden 
Bruttolohnes zurückzube halten und der Steuerverwal-
tung abzuliefern. Insgesamt rechneten die Arbeitgeber 
im Berichtsjahr eine Bruttolohnsumme von CHF 2'616 
Mio. (Vorjahr CHF 2'640 Mio.) ab, was einer Abnahme 
von CHF 24 Mio. bzw. 0.9 % entspricht. Auf die 7'134 
(Vorjahr 7'470) österrei chischen Grenzgänger/-innen 
entfiel dabei eine Lohnsumme von CHF 499.9 Mio. (Vor-
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jahr CHF 504.9 Mio.). Da sich der Quellensteuerabzug 
der österreichischen Grenzgänger/-innen auf 4 % des 
Bruttolohnes beläuft, re sultierten hieraus Steuereinnah-
men von CHF 19.9 Mio. (Vorjahr CHF 20.1 Mio.).

Aus den Besonderen Gesellschaftssteuern resul-
tierten im Berichtsjahr CHF 65.4 Mio. (Vorjahr CHF 67.4 
Mio.). Die Gesamteinnahmen aus der Couponsteuer be-
liefen sich auf CHF 59.4 Mio. (Vorjahr CHF 26.5 Mio.).

In den Aufgabenbereich der Abteilung Steuerbezug 
und Register fällt auch die Bear beitung von Neugrün-
dungen, Löschungen, Kapitalerhöhungen, Rechtsform-
änderungen und Sitzverlegungen von Gesellschaften. 
Bei Neugründungen von Gesellschaften erhebt die Steu-
erverwaltung direkt die liechtensteinische Gründungsab-
gabe oder die eidg. Stempelabgabe (Emissionsabgabe). 
Im Berichtsjahr wurden aufgrund von Neugründungen 
oder Kapitalerhöhungen CHF 0.19 Mio. (Vorjahr CHF 
0.27 Mio.) an Gründungsabgabe sowie CHF 2.7 Mio. 
(Vorjahr CHF 3.1 Mio.) an Emissionsabgaben einge-
hoben. Der gesamte Anteil Liech tensteins an den eidg. 
Stempelabgaben (Emissi onsabgabe, Effektenumsatzab-
gabe, Abgabe auf Versicherungsprämien) belief sich auf 
CHF 49.1 Mio. (Vorjahr CHF 55.2 Mio.).

In den administrativen Aufgabenbereich fallen wei-
ters die Führung des Steuerregisters und das damit ver-
bundene Mutationswesen.

Abteilung Internationales

Die Abteilung Internationales hat im Zusammenhang mit 
dem liechtensteinischen Peer Review durch das Global 
Forum on Transparency and Exchange of Information 
for Tax Purposes der OECD bei der Beantwortung der 
im Zusammenhang mit dem Bericht der Assessoren er-
folgten Rückfragen massgeblich mitgewirkt. Im Zusam-
menhang mit dem positiven Abschluss der Phase 1 hat 
die Abteilung Internationales Liechtensteins Interessen 
bei dem Peer Review Meeting in Bermuda vertreten.

Mit Bezug auf den Abschluss von Doppelbesteue-
rungsabkommen (DBA) bzw. Steuerinformationsabkom-
men (TIEA) nahm die Abteilung Internationales an den 
diversen Verhandlungsrunden bzw. Vorgesprächen teil 
und bereitete diese auch vor.

Des weiteren haben Mitarbeiter der Abteilung Inter-
nationales Einsitz in verschiedenen Arbeitsgruppen und 
den Vorsitz der Arbeitsgruppe DBA inne, welche die 
Steuerabkommensverhandlungen begleitet und unter 
anderem die Prioritäten für 2012 ausgearbeitet hat.

Weiters nimmt die Abteilung seit dem Beitritt zur 
Intra-European Organisation of Tax Administrations 
(IOTA) bei deren Europäischen Vergleichsstudien zur 
praktischen Handhabung von gewissen einkommens- 
und mehrwertsteuerlichen Fragen teil.

Im Rahmen der DBA und TIEA ist die Steuerverwal-
tung als zuständige Behörde für den Informationsaus-
tausch (Amtshilfe) tätig. Im Berichtsjahr wurden von der 
Abteilung Internationales 12 Amtshilfeersuchen erledigt.

Im Zusammenhang mit dem zwischen Liechtenstein 
und der Europäischen Gemeinschaft abgeschlossenen 
Zinsbesteuerungsabkommen war die Abteilung für die 
Weiterleitung der Zinsmeldungen sowie die Überwei-
sung der einbehaltenen Zinserträge an die EU-Mitglied-
staaten für das Steuerjahr 2010 (1. Januar 2010 – 31. 
Dezember 2010) verantwortlich. Einbehalten wurden 
Zinserträge in der Höhe von insgesamt CHF 9.6 Mio. 
Nach Abzug eines 25%-Anteils wurden rund CHF 7.2 
Mio. an die EU-Mitgliedstaaten weitergeleitet.

Stabsstelle zentrale Dienste

Die Aufgaben der Stabsstelle zentrale Dienste sind die 
Datenerfassung (inkl. VGR-Daten) für die direkten Steu-
ern (Selbständigerwerbende und juristische Personen), 
die Betreuung der Akten und des Archivs, das Outputma-
nagement (Druck, Verpacken und Versand von Massen-
sendungen und Steuererklärungen) sowie die Betreuung 
und der Betrieb der amtsinternen Informatik.

Im Berichtsjahr wurden rund 5'500 Steuererklä-
rungen erfasst und geprüft und deren Daten für die 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (VGR) erfasst.

Aus Sicht der Informatik lag die Hauptaufgabe in der 
Anpassung der Applikation INES an das neue Steuerge-
setz. Ein grosser Teil konnte bereits produktiv genom-
men werden.

Auch die elektronische Steuererklärung (eTax) 
musste aufgrund des neuen Steuergesetzes komplett 
überarbeitet werden.

Stabsstelle Rechtsdienst

Die Haupttätigkeit des Rechtdienstes besteht in der Er-
ledigung aller anfallenden Steuerverfahren bzw. Rechts-
mit telverfahren. Im Berichtsjahr verfasste er diverse Ein-
spracheentscheidungen sowie Gegenäusserungen und 
Beschwerden  an obere Instanzen.

Weiters liegt seine Tätigkeit in der rechtlichen Unter-
stützung der Abteilungen der Steuerverwaltung sowie in 
der Beantwortung von internen und externen Anfragen. 
Im Berichtsjahr nahm insbesondere die Beantwortung 
von Fragestellungen sowie die Mitarbeit bei der Abfas-
sung von Merkblättern zum neuen Steuergesetz viel Zeit 
in Anspruch.

Im Bereich der Gesetzgebung arbeitete der Rechts-
dienst bei der Erstellung von zwei Berichten und Anträ-
gen zur Abänderung des Steuergesetzes sowie bei der 
Erstellung von zwei Verordnungen zur Abänderung der 
Mehrwertsteuerverordnung mit.

Bilaterale Kontakte sowie Teilnahme an 
Konferenzen und Veranstaltungen

Die Steuerverwaltung wurde am 8. Juli 2011 als Vollmit-
glied in der Intra-European Organisation of Tax Admini-
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stration (IOTA), dem Verbund Europäischer Steuerver-
waltungen aufgenommen.

Ein besonderes Ereignis bildete die 93. Jahresver-
sammlung der Schweizerischen Steuerkonferenz (SSK) 
am 22. und 23. September 2011, welche in Vaduz ab-
gehalten wurde. An der zweitägigen Konferenz konn-
ten rund 200 Steuerexperten aus sämtlichen kantonalen 
Steuerverwaltungen sowie der Eidgenössischen Steuer-
verwaltung begrüsst werden. Ebenfalls waren Bundes-
richter und verschiedene schweizerische Steuerprofes-
soren unter den Gästen.

Traditionsgemäss nahm die Amtsleitung an der Bun-
dessteuerkonferenz teil. Ausserdem erfolgte ein Erfah-
rungsaustausch mit der Eidgenössischen Steuerver-
waltung sowie dem Bundesministerium für Finanzen 
Österreichs.

Die Amtsleitung sowie Abteilung Internationales wa-
ren bei diversen Veranstaltungen internationaler Orga-
nisationen (u.a. OECD Global Forum on Transparency 
and Exchange of Information for Tax Purposes in Pa-
ris, der International Fiscal Association (IFA), der Soci-
ety of Trust and Estate Practioniers (STEP) vertreten. An 
diversen Veranstaltungen (u.a.  der Wirtschaftskammer 
Liechtenstein, Universität Liechtenstein, Wirtschaftsuni-
versität Wien, Johannes Kepler Universität Linz , IFA) re-
ferierten sie zu steuerlichen Themen.

1. Gesamtübersicht zu den Einnahmen der Steuerverwaltung

1.1 Einnahmen 2011 – 1980 (in CHF 1'000)

 2011 2005 2000 1995 1990 1985 1980

Vermögens- und Erwerbssteuer  161'275 127'329 108'230 86'509 62'173 47'861 37'676
Rentnersteuer 5'358 2'626 1'900 2'227 1'990 2'023 2'206
Quellensteuer der Zupendler 19'909 16'740 12'016 8'531 7'088 3'922 2'607
Kapital- und Ertragssteuer 167'140 137'252 131'123 69'000 37'300 24'576 14'317
Besondere Gesellschaftssteuern 65'463 93'838 90'794 79'757 68'947 56'725 48'587
Steuer ausl. Versicherungsgesellschaften 2'966 2'836 2'127 2'267 1'786 1'071 885
Grundstückgewinnsteuer 17'574 14'466 21'200 9'662 10'447 9'822 3'856
Couponsteuer 59'378 37'623 56'779 24'494 20'242 20'168 8'049
Nachlass-, Erbanfall- und Schenkungssteuer 2'361 8'718 3'648 821 1'231 1'023 2'626
Mehrwertsteuer 205'810 173'953 161'611 84'449 38'762 26'329 15'924
Einbürgerungssteuer 3 4 3 8 8 11 02)

Stempelabgaben 49'123 50'277 106'911 19'984 21'667 14'797 5'378
Gebühren und Bussen 740 606 385 194 174 126 65
Einbehalt EU-Zinsbesteuerungsanteil  2'414 01) 01) 01) 01) 01) 01)

Gesamt 759'514 666'268 696'727 387'903 271'815 208'454 142'176

1) Einführung EU-Zinssteuer im Juli 2005 / erstmals Einnahmen im 2006
2) Einnahmen im Jahr 1980 nicht separat erfasst
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1.2 Einnahmen 2011 – 2010

 2011  2010  Veränderung 
 CHF % CHF % in CHF

Vermögens- und Erwerbssteuer  161'275'285.75 21.23 155'123'297.27 19.82 + 6'151'988.48
Rentnersteuer 5'357'701.00 0.71 3'895'389.00 0.50 + 1'462'312.00
Quellensteuer der Zupendler 19'908'800.75 2.62 20'099'911.65 2.57 - 191'110.90
Kapital- und Ertragssteuer 167'140'171.74 22.01 179'156'912.20 22.89 - 12'016'740.46
Besondere Gesellschaftssteuern 65'462'749.67 8.62 67'367'945.85 8.61 - 1'905'196.18
Steuer ausl. Versicherungsgesellschaften 2'965'884.00 0.39 3'465'712.40 0.44 - 925'294.05
Grundstückgewinnsteuer 17'574'015.70 2.31 12'983'382.35 1.66 + 4'590'633.35
Couponsteuer 59'377'933.00 7.82 26'494'511.65 3.39 + 32'883'421.35
Nachlass-, Erbanfall- und
Schenkungssteuer 2'360'884.45 0.31 25'403'311.10 3.25 - 23'042'426.65
Mehrwertsteuer 205'809'981.92 27.10 227'357'057.07 29.05 - 21'547'075.15
Einbürgerungssteuer 3'000.00 0.0004 1'450.00 0.0002 + 1'550.00
Stempelabgaben 49'122'553.91 6.47 55'235'942.56 7.06 - 6'113'388.65
Gebühren und Bussen 739'937.64 0.10 2'433'436.62 0.31 - 1'693'498.98
Einbehalt EU-Zinsbesteuerungsanteil 2'414'735.96 0.32 3'607'794.86 0.45 - 1'193'058.90

Gesamt 759'513'635.49 100.00 782'626'054.58 100.00 - 23'112'419.09

davon an Land 586'747'744.28 77.25% 612'962'860.74 78.32% - 26'215'116.46
davon an Gemeinden 172'765'891.21 22.75% 169'663'193.84 21.68% + 3'102'697.37

1.3 Steueraufteilung zwischen Land und Gemeinden 

 Gesamteinnahmen    Gesamteinnahmen 
 2011 Land Gemeinde 2010 Land Gemeinde 
 CHF CHF CHF CHF CHF CHF

Vermögens- und Erwerbssteuer 161'275'285.75 62'252'642.09 99'022'643.66 155'123'297.27 59'875'789.97 95'247'507.30
Kapital- und Ertragssteuer 167'140'171.74 108'338'814.64 58'801'357.10 179'156'912.20 113'398'363.86 65'758'548.34
Grundstückgewinnsteuer 17'574'015.70 5'858'005.25 11'716'010'45 12'983'382.35 4'327'794.15 8'655'588.20
Besteuerung nach dem Aufwand 5'357'701.00 2'131'821.00 3'225'880.00 3'000.00 1'450.00 1'550.00
(Stj. 2010 - Einbürgerungssteuer)

Gesamt 351'347'174.19 178'581'282.98 172'765'891.21 347'266'591.82 177'603'397.98 169'663'193.84
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2. Details zu den einzelnen Steuerarten

2.1 Vermögens- und Erwerbssteuer Steuerjahr 2010

Gemeinde Gemeinde– Veranla– Steuerbares Steuerbarer Steuer– Gemeinde– Landes– Zins auf Landessteuer 
 steuer– gungen Vermögen Erwerb einnahmen steuer steuer Lohnsteuer abzügl. Zins 
 zuschlag        auf Lohnsteuer 
   CHF CHF CHF CHF CHF CHF CHF

Balzers 170 3'357 731'757'600 130'563'570 15'138'024.85 9'535'610.05 5'602'414.80 0.00 5'602'414.80
Triesen 150 3'627 830'918'000 149'990'270 15'028'883.95 9'026'986.10 6'001'897.85 0.00 6'001'897.85
Triesenberg 150 2'039 282'643'700 81'067'970 7'239'258.45 4'349'646.50 2'889'611.95 0.00 2'889'611.95
Vaduz 150 5'578 3'272'573'200 256'761'970 47'247'257.85 28'377'223.15 18'870'034.70 0.00 18'870'034.70
Schaan 150 4'790 3'154'036'200 213'850'030 37'877'577.50 22'760'765.30 15'116'812.20 0.00 15'116'812.20
Planken 150 298 107'443'600 13'363'160 1'596'787.30 958'831.20 637'956.10 0.00 637'956.10
Eschen 200 3'065 474'193'200 112'739'560 11'825'190.10 7'866'066.50 3'959'123.60 0.00 3'959'123.60
Mauren 180 2'696 529'888'530 110'070'720 12'186'483.15 7'828'876.80 4'357'606.35 0.00 4'357'606.35
Gamprin 150 1'119 159'597'700 48'876'980 4'571'372.90 2'756'826.70 1'814'546.20 0.00 1'814'546.20
Schellenberg 150 669 85'742'000 25'934'390 2'165'401.85 1'350'196.40 860'205.45 0.00 860'205.45
Ruggell 200 1'319 241'660'000 58'386'910 6'399'047.85 4'256'614.96 2'142'432.89 0.00 2'142'432.89

Total  28'557 9'870'453'730 1'201'605'530 161'275'285.75 99'022'643.66 62'252'642.09 0.00 62'252'642.09

Steuerjahr 2009  27'801 9'112'821'000 1'243'108'350 155'123'297.27 95'247'507.30 59'875'789.97 3'546.25 59'872'243.72

Veränderung  + 756 + 757'632'730 - 41'502'820 + 6'151'988.48 + 3'775'136.36 + 2'376'852.12 - 3'546.25 + 2'380'398.37

2.2 Quellensteuer der Zupendler

 2011 2010 Veränderungen 
 CHF CHF CHF

quellensteuerpflichtige Lohnsumme 499'991'133.27 504'892'078.07 - 4'900'944.80
Quellensteuer  19'908'800.75 20'099'911.65 - 191'110.90



2.3 Kapital- und Ertragssteuer

Gemeinde Steuer– Landes– Gemeinde- 
 einnahmen anteil anteil 
  60% 40% 
 CHF CHF CHF

Balzers 8'594'342.30 5'156'925.30 3'437'416.90
Triesen 27'653'799.65 16'59.999.80 11'060'799.85
Triesenberg 659'457.40 395'674.45 263'782.95
Vaduz 86'975'037.49 52'188'923.69 34'786'113.80
Schaan 23'440'703.70 14'065'996.20 9'374'707.50
Planken 179'617.80 107'770.70 71'847.10
Eschen 3'494'185.25 2'096'991'15 1'397'194.10
Mauren 4'821'893.30 2'893'536.00 1'928'357.30
Gamprin 9'112'598.35 5'467'559.00 3'645'039.35
Schellenberg 140'062.40 84'037.45 56'024.95
Ruggell 2'068'474.20 1'241'564'50 826'909.70
   

Total 167'140'171.74 100'291'978.24 66'848'193.50 
Kürzung Gemeindeanteil Vaduz  + 8'046'836.40 - 8'046'836'40

Effektiv 167'140'171.74 108'338'814.64 58'801'357.10
2010 – Kürzungen berücksichtigt 179'156'912.20 113'398'363.86 65'758'548.34

Veränderung - 12'016'740.46 - 5'059'549.22 - 6'957'191.24

 Veranlagungen Steuerbares Kapital Steuerbarer Ertrag
2011 3'353 12'287'091'100 1'111'808'630
2010 3'970 10'313'259'200 1'233'662'770
Veränderung - 617 + 1'973'831'900 - 121'854'140

2.4 Besondere Gesellschaftssteuern

 2011 2010 Veränderung 
 CHF CHF CHF

Holding- und Sitzgesellschaften 65'462'749.67 66'843'492.85 - 1'380'743.18
Eigenversicherungen 0.00 524'453.00 - 524'453.00

Total 65'462'749.67 67'367'945.85 - 1'905'196.18
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2.5 Grundstückgewinnsteuer 

Gemeinde Veran– Steuerbarer Gewinn Steuereinnahmen Landesanteil 1/3 Gemeindeanteil 2/3 
 lagungen CHF CHF CHF CHF

Balzers 65 9'487'706.50 1'397'309.35 465'769.80 931'539.55
Triesen 61 26'462'757.65 4'842'982.80 1'614'327.60 3'228'655.20
Triesenberg 45 9'016'056.00 1'357'688.40 452'562.80 905'125.60
Vaduz 83 24'057'757.55 3'895'249.20 1'298.416.40 2'596'832.80
Schaan 83 15'193'378.70 2'431'916.85 810'638.95 1'621'277.90
Planken 12 2'319'626.60 336'291.45 112'097.15 224'194.30
Eschen 33 4'446'177.85 592'279.05 197'426.35 394'852.70
Mauren 24 7'498'193.90 1'347'043.65 449'014'55 898'029.10
Gamprin 18 1'819'034.45 207'804.60 69'268.20 138'536.40
Schellenberg 11 972'920.60 136'831.20 45'610.40 91'220.80
Ruggell 30 6'473'185.50 1'028'619.15 342'873.05 685'746.10

Total 465 107'746'795.30 17'574'015.70 5'858'005.25 11'716'010.45 
2010 626 88'470'510.90 12'983'382.35 4'327'794.15 8'655'588.20

Veränderung  - 161 + 19'276'284.40 + 4'590'633.35 +1'530'211.10 + 3'060'422.25

2.6 Couponsteuer 

  2011 2010 Veränderung

Veranlagungen  1'407 658 749
Steuereinnahmen CHF 59'377'933.00 26'494'511.65 + 32'883'421.35

2.7 Nachlass-, Erbanfall- und Schenkungssteuer

  2011 2010 Veränderungen

Veranlagungen  303 559 -256
Steuerbarer Vermögensübergang CHF 163'618'918.30 829'556'725.75 - 665'937'807.45
Steuereinnahmen  CHF 2'360'884.45 25'403'311.10 - 23'042'426.65

davon Nachlass- und Erbanfallsteuer

Steuerjahr  2011 2010 Veränderungen

Veranlagungen  63 213 - 150
Steuerbarer Vermögensübergang CHF 22'330'181.95 716'915'395.65 - 694'585'213.70
Steuereinnahmen CHF 1'441'328.10 22'930'810.65 - 21'489'482.55

davon Schenkungssteuer

Steuerjahr  2011 2010 Veränderungen

Veranlagungen   240 346 - 106
Steuerbarer Vermögensübergang CHF 141'288'736.35 112'641'330.10 + 28'647'406.25
Steuereinnahmen CHF 919'556.35 2'472'500.45 - 1'552'944.10
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2.8 Mehrwertsteuer

  2011 2010 Veränderungen

Gemeinsamer Poolertrag CH und FL CHF 21'758'051'855.13 20'790'970'754.97 + 967'081'100.16
Direkte Zuweisung an CH CHF 4'491'071'203.98 4'358'583'660.82 + 132'487'543.16
Direkte Zuweisung an FL CHF 80'385'464.76 77'086'630.13 + 3'298'834.63
Verbleibender Poolertrag CHF 17'186'595'186.39 16'355'300'464.02 + 831'294'722.37
Anteil FL am verbleibenden Poolertrag  % 0.686767 0.907325 - 0.02206
Anteil FL am verbleibenden Poolertrag  CHF 120'300'095.16 150'270'426.94 - 29'970'331.78
Korrektur aus dem Jahr 2010  CHF 5'124'422.00 0.00 5'124'422.00

Gesamtergebnis FL CHF 205'809'981.92 227'357'057.07 - 21'547'075.15

2.9  Stempelabgaben   

 2011 2010 Veränderungen 
 CHF CHF CHF

Emissionsabgaben 2'685'943.37 3'075'144.22 -389'200.85
Effektenumsatzabgaben 34'960'637.70 41'791'652.60 - 6'831'014.90 
Prämienquittungen 12'004'532.46 10'960'407.61 + 1'044'124.85
./. Beitrag für die Durchführung der Stempelabgaben - 528'559.62 - 591'261.87 + 62'702.25

Total 49'122'553.91 55'235'942.56 - 6'113'388.65

2.10 Gebühren und Bussen

 2011 2010 Veränderungen 
 CHF CHF CHF

Liechtensteinische Gründungsabgabe 191'841.00 267'220.00 - 75'379.00
Inventarisationsgebühren 33'024.15 1'428'955.30 - 1'395'931.15
Verwaltungsgebühren 
(Bestätigungen, Entscheidungsgebühren, etc.) 98'902.43 166'756.30 - 67'853.87
Bussen und Strafsteuern 416'170.06 570'505.02 - 154'334.96

Total 739'937.64 2'433'436.62 - 1'693'498.98

2.11 Einbehalt EU-Zinsbesteuerungsanteil

 2011 2010 Veränderungen 
 CHF CHF CHF

Gesamter EU-Zinssteuerrückbehalt   9'654'906.42 14'428'409.24 - 4'773'502.82
Anteil FL an EU-Zinssteuerrückbehalt 2'414'735.96 3'607'794.86 - 1'193'058.90
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3. Diagramme

3.1 Aufteilung der Steuereinnahmen

Vermögens- und Erwerbssteuer
21.23%

Quellensteuer
der Zupendler 2.62%

Kapital- und Ertrags-
steuer 22.01%

Besondere Gesellschaftssteuer
8.62%

Grundstück-
gewinnsteuer 2.31%

Couponsteuer
7.82%

Mehrwertsteuer
27.10%

Stempelabgaben
6.47%

Übrige Steuern / Abgaben
1.82%

Entwicklung der ergiebigsten Steuerarten

Amt für Wohnungswesen

Leiter: Harald Marxer

Wohnbauförderung
Im Berichtsjahr 2011 wurden zinslose Darlehen in der 
Höhe von CHF 12'528'000 ausbezahlt. Der Darlehensbe-
stand hat sich von CHF 187'954'251 auf CHF 184'555'540 
verringert. 86.27 % der Darlehen wurden an Liechten-
steiner ausbezahlt. Das Amt für Wohnungswesen zahlte 
im Berichtsjahr 102 zinslose Darlehen aus. Unter ande-
rem wurden Stundungs- und Sistierungsgesuche behan-
delt, sowie Anträge auf Um- und Anbauten.

Budget
Gemäss Finanzgesetz wurde die Höhe der Förderungs-
mittel auf CHF 9'000'000 budgetiert. Im Berichtsjahr 
wurden Darlehen in der Höhe von CHF 12'528'000 
ausbezahlt. Getilgt wurden Darlehen in der Höhe von 
CHF 3'663'585. Das Budget der Subventionen betrug 
CHF 2'500'000, ausgerichtet wurden, inkl. Kindersub-
ventionen, CHF 3'737'700. Zur vorzeitigen Rückzahlung 
fällig bzw. freiwillig zurückbezahlt wurden Subventi-
onen in der Höhe von CHF 305'500. Aufgrund der ein-

gegangenen Anträge musste im September 2011 eine 
Kreditüberschreitung  für das zinslose Darlehen von 
CHF 4'000'000 und für die Subvention für verdichtetes 
Bauen von CHF 2'000'000 beantragt werden.

Verteilung der zinslosen Darlehen und der Reihenbau-
subventionen (ohne Kindersubventionen) nach Natio-
nen

Nation Anzahl Zinslose Darlehen Subventionen in %

FL 88 11'269'000 2'788'500 86.27
A 2 156'000 52'000 1.96
CH 5 432'000 143'900 4.90
E 1 136'000 0.00 0.98
I 5 464'000 154'600 4.90
D 1 71'000 23'700 0.98

Total 102 12'528'000 3'162'700 100

Entwicklung des Darlehensbestands

Darlehensbestand per 01.01.2011
(inkl. Depot-Saldo von CHF 0.–) CHF 187'954'251
Darlehensauszahlungen 12'528'000
Stundungen 17'730
Sistierungen 192'070
Fakturierte Tilgungsraten – 12'363'656.30
Reduzierte Tilgungsraten (nach Sistierung) – 109'270
Darlehenstilgungen – 3'663'585

Darlehensbestand per 31.12.2011 CHF 184'555'540 
(inkl. Depot-Saldo von CHF 0.–)

Mietbeiträge
Die Mietbeiträge beliefen sich im Jahr 2011 auf 
CHF 1'977'002 für 308 Bezüger. Die alljährliche Über-
prüfung der Steuerdaten bei der Gemeindekasse der Be-
züger von Mietbeiträgen fand im Dezember des Berichts-
jahres statt.

Budget
Im Landesvoranschlag 2011 waren Mietbeiträge in der 
Höhe von CHF 2.3 Mio. budgetiert.
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Stabsstelle Finanzen

Stabsstellenleiter: Thomas Lorenz

Das Schwergewicht der Tätigkeit der Stabsstelle Finanzen 
liegt in der Koordination des Planungsprozesses (Budget, 
Finanzplanung), dem Betrieb eines Kosten- und Leistungs-
rechnungssystems, der Mitarbeit bei der Erstellung und 
Kommentierung der Landesrechnung, der regelmässigen 
finanziellen Berichterstattung zuhanden des Ressorts Fi-
nanzen, der Übernahme von oder die Mitarbeit bei Spe-
zialaufgaben sowie allgemein in der Unterstützung aller 
Regierungsressorts und Amtsstellen in finanziellen, finanz-
haushaltsrechtlichen und betriebswirtschaftlichen Fragen. 
Das Berichtsjahr war zusätzlich geprägt durch die Mitar-
beit im Projekt zur Sanierung des Landeshaushalts sowie 
die damit zusammenhängende Erstellung der Finanzpla-
nung 2012-2015.

Organisation / Personelles

Die Aufgaben der Stabsstelle werden von fünf Personen 
(4.1 Stellen) wahrgenommen.

Ständige Aufgaben

– Koordination des Planungsprozesses des Landes;
– Betrieb eines Kosten- und Leistungsrechungssystems;
– Monatliche Berichterstattung zuhanden des Ressorts 

Finanzen mit relevanten Daten zur Landesrechnung;
– Mitarbeit beim Abschluss und der Kommentierung der 

Landesrechnung;
– Unterstützung der Regierung bei Sitzungen mit der Fi-

nanzkommission des Landtags;
– Erstellung von Nachtragskreditvorlagen;
– Unterstützung der Amtsstellen in finanziellen und be-

triebswirtschaftlichen Fragen;
– Mitwirkung im Anlageausschuss für die Bewirtschaf-

tung der staatlichen Reserven;
– Aufarbeitung der Voranschläge der Gemeinden zuhan-

den der Regierung als Aufsichtsorgan;
– Berechnung der für den Finanzausgleich an die Ge-

meinden notwendigen Faktoren;
– Betrieb des Beteiligungscontrolling-Systems;
– Koordinationsstelle für Fragen in Bezug auf die Corpo-

rate Governance für öffentliche Unternehmen;
– Mitwirkung in der Expertengruppe Finanzstabilität.

Schwerpunkte der Tätigkeit 2011

Verwaltungsinterne Projekte
– Mitarbeit im Projekt zur Sanierung des Landeshaus-

haltes (ausgewogen2015.li);
– Mitarbeit bei der Erarbeitung einer neuen Finanzhaus-

haltsverordnung;
– Unterstützung bei der Umsetzung der Anforderungen 

des Gesetzes über die Steuerung und Überwachung 

öffentlicher Unternehmen (Eigner-/Beteiligungsstra-
tegien, Statuten, Organisationsreglemente, Anforde-
rungsprofile, usw.);

– Erstellung eines Konzeptes zur Durchführung von In-
vestitions- und Wirtschaftlichkeitsrechnungen;

– Einführung der Kosten- und Leistungsrechnung im 
Schulamt, Erweiterung der Kosten- und Leistungsrech-
nung auf alle Abteilungen des Tiefbauamtes; Überar-
beitung der Kosten- und Leistungsrechnung im Amt für 
Bevölkerungsschutz (Zusammenführung der Bereiche 
Gewässerbau und Bevölkerungsschutz) sowie im Amt 
für Volkswirtschaft (Integration des Amtes für Handel 
und Transport);

– Abschluss des Pilotprojekts zur Einführung eines In-
ternen Kontrollsystems (IKS) sowie Priorisierung der 
Verwaltungseinheiten für weitere IKS-Einführungen;

– Steuerungsausschuss zur Überarbeitung des Stipendi-
engesetzes;

– Steuerungsausschuss Berichts- und Rapportierungssy-
stem zur Umsetzung des Staatspersonalgesetzes (Steu-
erung über Gesamtlohnsumme);

– Mitwirkung an der Erstellung neuer Leistungsverein-
barungen mit dem Verein für Heilpädagogische Hilfe in 
Liechtenstein betreffend die Sonderpädagogische Ta-
gesschule und die pädagogisch-therapeutischen Mass-
nahmen.

Finanzbeziehungen zur Schweiz
– Mitwirkung in der gemischten Kommission Schweiz/

Liechtenstein betreffend die Leistungsabhängige 
Schwerverkehrsabgabe (LSVA);

– Mitwirkung in der gemischten Kommission Schweiz/
Liechtenstein betreffend die Mehrwertsteuer.

Voranschlag 2012

Der Landtag verabschiedete in seiner Sitzung vom No-
vember 2011 das Finanzgesetz für das Jahr 2012. In der 
Erfolgsrechnung stellen sich die Plandaten 2012 wie 
folgt dar:

Laufende Rechnung Beträge in Mio. CHF

 Voranschlag Voranschlag     Veränderung 

 2012 2011           12/11 

    abs. in%

Ertrag 858 843  +15 +1.8

./. Aufwand 894 921  -27 -2.9

= Mittelverlängerung -36 -78  +42 +53.6 

der Erfolgsrechnung

./. Abschreibungen

Verwaltungsvermögen 46 58  -15 -20.7

= Aufwandüberschuss -83 -137  +54 +39.5
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Nach den deutlichen Einbrüchen der Erträge der Erfolgs-
rechnung im Jahr 2009 als Folge der Finanz- und Wirt-
schaftskrise kann weiterhin nicht von einer nachhaltigen 
Erholung des Ergebnisses ausgegangen werden. Sah der 
Voranschlag 2011 Erträge von CHF 843 Mio. vor, rechnet 
die Regierung für das Jahr 2012 mit einer Zunahme von 
+1.8% und einem Volumen von CHF 858 Mio. Mit der 
Realisierung diverser Einsparmassnahmen im Rahmen 
des Sanierungsprojekts «ausgewogen2015.li» gelingt es 
der Regierung, die Aufwendungen im Budgetvergleich 
um CHF -27 Mio. auf ein Volumen von CHF 894 Mio. 
zu reduzieren. Die Mittelveränderung der Erfolgsrech-
nung verbessert sich im Budgetvergleich damit um CHF 
+42 Mio. oder rund +54%, wobei die Erträge die Auf-
wendungen weiterhin nicht zu decken vermögen. Nach 
Abschreibungen auf das Verwaltungsvermögen in Höhe 
von CHF 46 Mio. schliesst die Erfolgsrechnung des Vor-
anschlags 2012 mit einem Aufwandüberschuss von CHF 
83 Mio. ab.

Investitionsrechnung Beträge in Mio. CHF

 Voranschlag Voranschlag     Veränderung 

 2012 2011           12/11 

    abs. in%

Ausgaben 56 68  -12 -18.0

./. Einnahmen 17 16  +1 +4.7

= Nettoinvestitionen 39 52  -13 -24.8

Selbstfinanzierungs- 

grad -92% -150%  -57%P -38.3

Die investiven Ausgaben 2012 setzen sich aus CHF 29 
Mio. für Sachgüter (Tiefbau, Hochbau, Sachanlagen), 
CHF 14 Mio. für Darlehen und Beteiligungen sowie CHF 
13 Mio. für Investitionsbeiträge an Dritte zusammen.

Gesamtrechnung Beträge in Mio. CHF

 Voranschlag Voranschlag     Veränderung 

 2012 2011           12/11 

    abs. in%

Ertrag / Einnahmen 875 859  +16 +1.8

./. Aufwand / Ausgaben 950 989  -39 -3.9

= Finanzierungs- 

fehlbetrag -76 -131  +55 +42.1

Die Gesamtrechnung – als Zusammenfassung der Er-
folgs- und Investitionsrechnung – schliesst mit einem Fi-
nanzierungsergebnis von CHF -76 Mio. ab.

Kosten- und Leistungsrechnung

Die Kosten- und Leistungsrechnung ist in elf Amtsstel-
len eingeführt (Tiefbauamt, Amt für Wald, Natur und 
Landschaft, Amt für Volkswirtschaft, Amt für Statistik, 
Stabsstelle Finanzen, Grundbuch- und Öffentlichkeits-
registeramt, Amt für Gesundheit, Amt für Berufsbil-
dung und Berufsberatung, Amt für Soziale Dienste, Amt 
für Bevölkerungsschutz, Schulamt). Im Berichtsjahr er-
folgte die Einführung im Schulamt. Die Kosten- und 
Leistungsrechnung erfuhr im Tiefbauamt, im Amt für 
Bevölkerungsschutz sowie im Amt für Volkswirtschaft 
jeweils eine grössere Überarbeitung. Die im Vorjahr be-
gonnenen halbjährlichen Controllinggespräche wurden 
2011 unter Einbezug der Ressortebene fortgeführt.

Finanzausgleich

Am 1. Januar 2008 ist das neue Finanzausgleichs-
gesetz in Kraft getreten. Gegenüber dem vorherigen 
einnahmenbasierten System sieht die Regelung einen 
ausgabenorientierten Mechanismus vor, welcher den 
Gemeinden – ausgehend von der eigenen Steuerkraft – 
einen Mindestfinanzbedarf pro Kopf der Gemeindebe-
völkerung garantiert. Dieser Mindestfinanzbedarf wird 
für eine Periode von vier Jahren festgelegt und orientiert 
sich grundsätzlich an den durchschnittlichen Ausgaben 
der Gemeinden in der Vergangenheit.

Das Finanzausgleichssystem ist zweistufig aufgebaut. 
In einer ersten Stufe sind alle Gemeinden teilnahmebe-
rechtigt, deren standardisierte Steuerkraft pro Kopf un-
ter dem definierten Mindestfinanzbedarf liegt. Mit der 
zweiten Stufe werden die «Kosten der Kleinheit» ausge-
glichen, indem Gemeinden mit Einwohnern unter 3'300 
Personen und einer unter dem Ausgabendurchschnitt al-
ler Gemeinden liegenden originären Steuerkraft weitere 
Mittelzuteilungen erhalten. Eine Sonderzuteilung erfährt 
die Gemeinde Triesenberg für die Deckung der Kosten 
des Naherholungsgebietes Steg-Malbun.

Für das Rechnungsjahr 2011 stellt sich die Finanz-
ausgleichsberechnung wie folgt dar:
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Stabsstelle 
Financial Intelligence Unit (FIU)

Stabsstellenleiter: René Brülhart

Entwicklungen rund um den Finanzplatz hatten im Jahr 
2011 direkte Auswirkungen auf die Tätigkeiten der FIU. 
Nebst ihren Kernaufgaben im Bereich der Umsetzung des 
präventiven Abwehrdispositivs bei der Bekämpfung der 
Geldwäscherei, Organisierten Kriminalität und der Terro-
rismusfinanzierung hat die FIU diverse Arbeiten im Auf-
trag des Ressorts übernommen. Im Vordergrund standen 
diesbezüglich die Arbeiten im Rahmen der von der Regie-
rung eingesetzten Task Force unter dem Vorsitz der FIU 
zur Aufarbeitung US-relevanter Sachverhalte, sowie die 
Vorbereitung der 4. Runde Länderprüfung durch den IWF 
und Moneyval, welche voraussichtlich im November 2012 
stattfinden wird. Dazu haben im Jahr 2011 bereits umfang-
reiche Vorbereitungsarbeiten begonnen. Für die Koordina-
tion ist die FIU zuständig. Zudem hatte die umfangreiche 
Verhängung internationaler Sanktionen (arabischer Früh-
ling/Iran) aufgrund der Erweiterung des Mandates der FIU 
als zuständige Behörde in diesem Bereich zu einem be-
trächtlichen Mehraufwand geführt.

Zu den Aktivitäten auf nationaler Ebene, insbesondere 
der Früherkennung und damit verbunden dem direkten 
Kontakt mit den Sorgfaltspflichtigen, wurden auf internati-
onaler Ebene im Rahmen der Mitgliedschaft von Moneyval 
und Egmont (Vice Chair des Komitees der Egmont Group) 
zeit- und ressourcenintensive Tätigkeiten weitergeführt. 
Wie in der Vergangenheit hat die FIU einen aktiven Beitrag 
Liechtensteins im Rahmen der weltweiten Bekämpfung der 
Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung geleistet, 
sei es als Referenten an Fachveranstaltungen oder als Ex-
perten für internationale Organisationen.

Im Berichtsjahr erreichte die Gesamtanzahl der Mittei-
lungen an die FIU (369) wiederum einen neuen Höchst-
stand. Der Grund dafür liegt in der deutlichen Zunahme 
der Meldungen nach dem Gesetz über die Durchsetzung in-
ternationaler Sanktionen (ISG). Es wurden insgesamt 289 
Verdachtsmitteilungen nach Sorgfaltspflichtgesetz (SPG), 
sechs Meldungen nach Marktmissbrauchsgesetz (MG) und 
74 Meldungen nach ISG erstattet. Die Anzahl der ISG-Mel-
dungen liegt erstmals im zweistelligen Bereich, wobei der 
Grossteil der Meldungen den Iran betrifft (82.4 %). Dies 
ist auf die Ausweitung der Iran-Verordnung durch die EU 
zurückzuführen.

Im Vergleich zum Vorjahr (328) ist die Zahl der Ver-
dachtsmitteilungen nach SPG mit 289 Verdachtsmittei-
lungen leicht rückläufig. Der Grund dafür liegt darin, dass 
im Jahr 2010 ein einzelner Fallkomplex eine grosse An-
zahl von Meldungen nach sich zog. Währenddem die sechs 
Meldungen nach Marktmissbrauchsgesetz/MG noch knapp 
ein Drittel des letztjährigen Mitteilungsvolumens (19) aus-
machen, war bei den Meldungen nach Sanktionengesetz 
(ISG) mit 74 gegenüber dem Vorjahr (3) eine markante Zu-

nahme zu verzeichnen. Erfreulich ist, dass von den erstat-
teten Verdachtsmitteilungen wiederum über zwei Drittel 
auf der Arbeit der internen Compliance der Finanzinterme-
diäre beruhen, was auf ein funktionierendes präventives 
Abwehrdispositiv schliessen lässt.

Eigenständige IV
Interne Compliance
Internationale RH

28
(-2)

209
(+73)

52
(+5)

Personal und Organisation 

Die FIU wurde im Berichtsjahr um eine Mitarbeiterin er-
weitert, so dass Ende 2011 neun Mitarbeitende in fol-
genden Funktionen bei der FIU arbeiteten. Die FIU wurde 
im Berichtsjahr um eine Mitarbeiterin erweitert:
– Leitung
– Strategische Analyse
– Operative Analyse
– Fachbereich ICT / Technischer Support
– Sekretariat

Diese auf den Geschäftsprozessen basierende Orga-
nisationsstruktur hat sich bewährt und ist kongruent mit 
den entsprechenden Stellenbeschreibungen.

Die Ausweitung der Funktionen der FIU (wie die zu-
sätzlichen Kompetenzen im Bereich der internationalen 
Sanktionen und der Vermittlungstätigkeiten) hat direkte 
Auswirkungen auf die für eine erfolgreiche Umsetzung 
notwendigen personellen Ressourcen und IT-Lösungen.

Tätigkeiten der FIU

Die FIU bearbeitet schwergewichtig die folgenden Kern-
bereiche:
– die Entgegennahme und Auswertung der Mitteilungen 

der Finanzintermediäre nach dem Sorgfaltspflichtge-
setz;

– die Beschaffung und Auswertung von Informationen, 
die für das Erkennen von Geldwäscherei, Vortaten der 
Geldwäscherei, Organisierter Kriminalität und Terro-
rismusfinanzierung notwendig sind;

– die Entgegennahme von Meldungen nach dem Markt-
missbrauchsgesetz;

– die Entgegennahme von Meldungen nach dem Sankti-
onengesetz.

Weitere Kernaufgaben sind die Mitarbeit in der Bekämp-
fung der Terrorismusfinanzierung, die internationale Zu-
sammenarbeit in FIU-Angelegenheiten, die Leitung von 
nationalen und internationalen Arbeitsgruppen sowie die 
internationale Expertentätigkeit.
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Entgegennahme und Auswertung der Verdachtsmit-
teilungen gemäss Art. 17 des Sorgfaltspflichtgesetzes 
und der Meldungen gemäss Art. 6 des Marktmiss-
brauchsgesetzes sowie Art. 2 des Sanktionengesetzes

Die Ursachen für die jährlichen Schwankungen sind 
vielfältigen Ursprungs. Einerseits sind sie statistischer 
Natur, wonach sich wenige umfangreiche Fallkomplexe, 
die diverse Finanzintermediäre tangieren können, ent-
sprechend auf das Gesamtbild auswirken. Andererseits 
haben neben Art und Umfang der internen Erhebungen 
der Finanzintermediäre (interne Compliance) auch die 
vom Ausland eingehenden Rechtshilfeersuchen und 
die im Inland eröffneten Strafverfahren direkte Auswir-
kungen auf die Anzahl Verdachtsmitteilungen. Im Jahr 
2011 sind in absoluten Zahlen 10.7% (-25) weniger Ver-
dachtsmitteilungen aufgrund von interner Compliance 
erstattet worden, als im Vorjahr. Um 3.7% (-2) abge-
nommen hat die Anzahl der Verdachtsmitteilungen, die 
aufgrund von Rechtshilfeersuchen erstattet wurden. Um 
30% (-12) zurückgegangen ist auch die Anzahl der Ver-
dachtsmitteilungen wegen eigenständiger Inlandverfah-
ren. Die Anzahl Verdachtsmitteilungen ohne bestehende 
Geschäftsbeziehung bewegt sich mit 19 (Vorjahr 21) wie-
derum auf recht tiefem Niveau.

Die Durchführung von Evaluationsgesprächen als 
präventives Element im Rahmen der Bekämpfung der 
Geldwäscherei, der Finanzierung des Terrorismus und 
der Verletzung internationaler Sanktionen ist in der Pra-
xis weit verankert und trägt u.a. zur Verbesserung der 
Qualität der Meldetätigkeit bei.

Von den insgesamt 289 eingegangenen SPG-Ver-
dachtsmitteilungen wurden 188 (60.6%) an die Staats-
anwaltschaft weitergeleitet (2010: 83.8%), von den 6 
MG-Meldungen 5 an die FMA.

Banken und Treuhänder waren im Jahr 2011 für 
66.8% (2010: 83.8%) der erstatteten Verdachtsmittei-
lungen verantwortlich. Insbesondere die Entwicklung 
bei den Banken zeigt, dass der eingeleitete Sensibilisie-
rungsprozess gut verankert ist.

Banken
Treuhänder
Andere
Behörden/FMA

21
(+20)

126
(+4)

67
(-11)

75
(+63)

Weitere Details und Analysen zur Tätigkeit der FIU sind 
dem Jahresbericht 2011 zu entnehmen1.

Informationsbeschaffung
Die Beschaffung von Informationen ist für die FIU zur 
Erfüllung ihres Auftrages essentiell. Die FIU kann sich ei-
nerseits Informationen aus öffentlich zugänglichen Quel-
len (dies sind insbesondere Wirtschaftsdatenbanken wie 
Lexis Nexis oder Reuters bzw. Fachpublikationen wie 
le monde de renseignement, International Enforcement 
Law Reporter, Kriminalistik) und andererseits aus nicht 
öffentlichen Quellen beschaffen. Bei den letzteren ste-
hen im Vordergrund die Abfrage von Registern und Da-
tenbanken der Landesverwaltung, die Anfrage bei an-
deren FIUs, die Amtshilfe, sowie die Durchführung von 
Evaluationsgesprächen mit Sorgfaltspflichtigen. Zudem 
werden der FIU diejenigen Rechtshilfegesuche sowie 
Gerichtsbeschlüsse (Beschlagnahmung, Hausdurchsu-
chung, Vermögenssperre) zur Verfügung gestellt, die im 
Zusammenhang mit Delikten der Geldwäscherei, Kor-
ruption oder Organisierten Kriminalität gestellt werden 
bzw. ergangen sind. Die Informationsbeschaffung ist ein 
zentrales Element beim Erkennen von potentiellen Miss-
brauchshandlungen auf dem Finanzplatz Liechtenstein. 
Diesbezüglich wurde die internationale Zusammenarbeit 
weiter ausgebaut.

Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung
Die Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung ist ein 
fester Bestandteil im Tätigkeitsfeld der FIU. Im Jahr 
2011 haben einige Aktivitäten in diesem Bereich, ins-
besondere auf operativer Ebene, stattgefunden. Im Zen-
trum dieser Handlungen standen die internationale Zu-
sammenarbeit sowie die Verarbeitung von Anfragen und 
die Vornahme von Abklärungen für in- und ausländische 
Stellen. Die FIU hatte in diesem Rahmen meistens An-
merkungen, Informationen und Lösungsansätze zu for-
mulieren, ob gewisse Vermögenswerte zum Umfeld von 
terroristischen Vereinigungen zählen oder ob bestimmte 
Personen terroristischen Vereinigungen zuzuordnen 
sind. Die nationale Koordination aller behördlichen Ak-
tivitäten in diesem Bereich (Arbeitsgruppe Bekämpfung 
Terrorismusfinanzierung) wird durch die FIU vorgenom-
men. Auf internationaler Ebene wurde die Zusammen-
arbeit mit dem Counter-Terrorism-Committee (CTC) der 
UNO weitergeführt, wobei auch der Aspekt der Einhal-
tung der Menschenrechte, insbesondere in Bezug auf die 
Listenproblematik, mehr und mehr an Gewicht gewinnt 
und Liechtenstein sich diesbezüglich auch entsprechend 
positioniert hat.

Durchsetzung der internationalen Sanktionen
Wie erwähnt, kam es im Berichtsjahr zu einer deutlichen 
Erhöhung der Meldungen nach dem Gesetz zur Durch-
setzung internationaler Sanktionen. In diesem Bereich 
gingen Ende 2011 eine Reihe von Bewilligungsgesuchen 
gemäss der verschärften Iran-Verordnung ein. Die sehr 
zeitintensive Bearbeitung dieser Fälle erfolgte innert 
Frist, sodass die Regierung die entsprechenden Bewilli-
gungen zeitnah erteilen konnte.

1 Der Jahresbericht der Stabsstelle FIU wird voraussicht-
lich im Frühjahr 2012 veröffentlicht.
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Internationale Zusammenarbeit

EGMONT Group 

13.–18. März 2011 EGMONT Working Group,
 Aruba
11.–15. Juli 2011 EGMONT Plenarver-
 sammlung, Armenien
20.–21. Oktober 2011 EGMONT Charter Review 
 Project (CRP), Paris

Die Egmont Group ist der weltweite Zusammenschluss 
von nationalen Financial Intelligence Units. Sie umfasst 
zurzeit 127 Financial Intelligence Units (Stand Dezember 
2011). Diese Hauptarbeit der Egmont Gruppe besteht 
insbesondere in der Vereinfachung des Informationsaus-
tausches zwischen den nationalen Financial Intelligence 
Units. Die FIU ist seit Juni 2001 Mitglied der Egmont 
Group. Der Leiter der FIU ist Vize-Vorsitzender der Eg-
mont Gruppe und Leiter einer der permanenten Arbeits-
gruppen.

MONEYVAL

10.–15. April 2011 MONEYVAL Plenary
26.–30. September 2011 MONEYVAL Plenary
12.–16. Dezember 2011 MONEYVAL Plenary

MONEYVAL ist das Expertenkomitee des Europarates 
für die Evaluierung von Massnahmen zur Bekämpfung 
der Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung. 
Es überprüft seine Mitgliedsstaaten, die (mit Ausnahme 
Russlands) nicht Mitglied der FATF (Financial Action 
Task Force on Money Laundering) sind, ob diese ihre 
nationalen Massnahmen zur Bekämpfung der Geldwä-
scherei im Lichte der Konvention gegen Geldwäscherei 
aus dem Jahre 1990 und der 40 Empfehlungen der FATF 
ausgerichtet haben. Zudem werden die Mitgliedsländer 
hinsichtlich der neun Spezialempfehlungen der FATF zur 
Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus über-
prüft.

FATF 

21. Februar 2011 FATF Plenary, Paris
8.–10. Mai 2011 FATF Plenary, Paris
19.–22. Juni 2011 FATF Plenary, Mexico
21. Juli 2011 FATF Plenary, Paris
24.–26. Oktober 2011 FATF Plenary, Paris
5.–8. Dezember 2011 FATF Typologies Meeting, 
 Busan

Die FATF ist eine internationale Organisation mit dem 
Auftrag, die Methoden der Geldwäscherei und der Ter-
rorismusfinanzierung zu analysieren und Maßnahmen zu 
ihrer Bekämpfung zu entwickeln. Sie ist der globale Stan-
dardsetzer in diesem Bereich und besteht gegenwärtig 

aus 36 Mitgliedern und zwei internationalen Gremien 
(Europäische Kommission und Gulf Cooperation Coun-
cil). Der derzeit geltende Mindeststandard (so genannte 
40 & 9 Empfehlungen) wird derzeit überarbeitet. Der 
neue Standard wird 2012 in Kraft gesetzt und wird auch 
in Liechtenstein umzusetzen sein.

Task Force USA 

16.–20. Januar 2011 Dienstreise USA
6.–8. März 2011 Dienstreise USA
19.–22. September 2011 Dienstreise USA

Weitere Expertentätigkeit

9.–10. März 2011 FIU Plattform Brüssel
13. April 2011 7. Internationale Geldwäsche- 
 Tagung, München
23.–25. Mai 2011 12. EMA Conference, Brüssel
25.–26. Mai 2011 Wolfsberg Forum
12.–13. September 2011 EML/CTF and Sanctions 
 Conference, Dublin
Referententätigkeit 
9.–10. Mai 2011 OstPol-Grundkurs OpKA Stufe 1
3. November 2011 Workshop ERM OpKAII

Arbeitsgruppen

Koordinationsgruppe Terrorismusfinanzierung
Im Berichtsjahr hat eine Sitzung stattgefunden.

Task Force USA
Im Berichtsjahr haben drei Sitzungen stattgefunden.

Arbeitsgruppe Vermittlung von Kriegsmaterial und 
nuklearen Gütern
Im Berichtsjahr hat keine Sitzung stattgefunden.

Schweizerische Arbeitsgruppe Operative Kriminala-
nalyse
Im Berichtsjahr haben vier Sitzungen und eine Schulung 
stattgefunden.

Informatik-Lösung

Nebst der von der Verwaltung bereitgestellten IT-Basis-
infrastruktur verfügt die Stabsstelle FIU im Bereich der 
operativen und strategischen Analyse über speziell aus-
gerichtete Software und Datenbanksysteme. Im Verlauf 
des Berichtsjahres wurde die in vom Basel Institute on 
Governance entwickelte Internetsuchmaschine ARIS in 
Betrieb genommen.
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Geschäftsanfall Anzahl

aus dem Jahr 2010 unerledigt übernommen 0
im Berichtsjahr neu angefallen 11
 11
im Berichtsjahr erledigt 6
unerledigt geblieben am 31.12.2011 5

Liechtensteinische 
Landessteuerkommission

Präsident: lic.iur. Arno Sprenger

Im Laufe des Geschäftsjahres 2011 gingen bei der Liech-
tensteinischen Landessteuerkommission insgesamt 51 
neue Fälle ein. 8 Fälle waren noch aus dem Vorjahr zu 
entscheiden und ein im Vorjahr entschiedener Fall war auf-
grund eines entsprechenden VGH-Urteils neuerlich zu be-
urteilen.

Insgesamt hat die Liechtensteinische Landessteuer-
kommission im Geschäftsjahr 2011 28 Beschwerdesachen 
entschieden; davon die 9 Fälle aus dem Geschäftsjahr 2010 
und 19 Fälle, die im Geschäftsjahr 2011 bei der Liechten-
steinischen Landessteuerkommission anhängig gemacht 
wurden.

Aufgrund der ungewöhnlich hohen Anzahl an Beschwer-
desachen, die der Liechtensteinischen Landessteuer-
kommission im Jahre 2011 zur Entscheidung unterbreitet 
wurden, konnten 32 Fälle noch nicht entschieden und aus-
gefertigt werden. Deren Erledigung muss auf die Sitzungen 
im  Geschäftsjahr 2012 verschoben werden.

Ausbildung

Intern wurden zahlreiche Schulungen zum Aufgabenbe-
reich der FIU durchgeführt. Zudem wurden Sprachkurse 
(Englisch) belegt.

KOMMISSIONEN

Beschwerdekommission 
der Finanzmarktaufsicht

Präsident: Dr. Wilhelm Ungerank

Die Beschwerdekommission der Finanzmarktaufsicht ent-
scheidet gemäss Art. 35 Abs. 1 des Gesetzes vom 18. Juni 
2004 über die Finanzmarktaufsicht (FMAG), LGBl. 2004 
Nr. 175, über Beschwerden gegen Entscheidungen und 
Verfügungen der Finanzmarktaufsicht.

Geschäftsausweis
Der Geschäftsanfall (11 Beschwerdefälle) ist im Berichts-
jahr im Vergleich zum Vorjahr praktisch gleich geblie-
ben. Die neu angefallenen Beschwerdefälle betrafen fol-
gende Gegenstände:

Gegenstand Anzahl

Beschwerde nach dem Gesetz
über die betriebliche Personalvorsorge BPVG 1
Beschwerde nach dem
Investmentunternehmensgesetz 2
Beschwerden nach dem Gesetz über
bestimmte Organismen für gemeinsame
Anlagen in Wertpapieren UCITSG 3
Beschwerde nach dem Rechtsanwaltsgesetz RAG 4
Beschwerde nach dem Finanzmarktaufsichts-
gesetz FMAG 1

Im Berichtsjahr hielt die Beschwerdekommission drei 
Sitzungen ab.


